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VON CONSTANTIN GILLIES................................................................................................

André Tolmé hat es nicht eilig. Seelenruhig
drückt er jeden Morgen ein „Tee“ ins Gras
und legt den Ball auf. Dann ein paar Pro-
beschwünge, die aufsteigende Sonne im Rü-
cken. Alles ganz in Ruhe. Warum sollte sich
der 33-jährige Golfer auch beeilen? Auf sei-
nem Platz drängeln keine Mitspieler hinter
ihm, trödeln keine Anfänger vor ihm. Genau-
er gesagt: Es gibt im Umkreis von 2123 Kilo-
metern überhaupt keine Mitspieler. Denn sein
Golfplatz heißt Mongolei. Wo einst die wilde
Horde über die Steppe sprengte, jagt der
Amerikaner einen Golfball entlang. Quer-
feldein.

„Golf Mongolia“, so nennt der Ingenieur
nüchtern sein irrwitziges Projekt. Auf die
Frage nach dem Warum bleibt der begeisterte
Golfer und Weltenbummler Tolmé vage:

„Weil ich es will.“ Die Idee zur Taiga-Tour
kam ihm, als er auf einer seiner Reisen erst-
mals die weite mongolische Steppe sah. „Das
Land ist der perfekte Golfplatz“, schoss es
ihm durch den Kopf. Am 4. Juni letzten
Jahres hat er den ersten Ball hinter der chine-
sischen Grenze „aufgeteet“. Seitdem schlägt
sich Tolmé mit seinem Dreier-Eisen wort-
wörtlich quer durch die Mongolei, von Ost
nach West. Die Strecke hat der Steppengolfer
willkürlich in 18 Löcher aufgeteilt, Par sind
11 880 Schläge. Und den besten mongolischen
Golferwitz hat er auch schon parat: „Dschin-
gis Khan, der war am Abschlag sicher ein
Ass“, witzelt er über den prügelnden Landes-
promi.

Tolmés Tour zwischen sibirischer Steppe
und Wüste Gobi (er nennt sie „den größten
Bunker der Welt“) ist ein Abenteuer, mit
Wölfen, Giftschlangen, Sandstürmen. Abends

kehrt der Extremgolfer in den Zelten der
Nomaden ein. Hier lernt der Wohlstands-
Ami, Ziegeninnereien zu schätzen, und
träumt nachts von Filet Mignon und einer
Flasche Zinfandel. Doch am nächsten Mor-
gen geht es gnadenlos zurück auf den Golf-
platz, die Steppe vor der Tür. Rund 25 Kilo-
meter pro Tag treibt Tolmé den Ball voran.
„Das Schlimmste ist das Suchen“, sagt er.

Mittlerweile ist der Steppengolfer bei Loch
14 angekommen. 352 Bälle sind schon ver-
schollen. Und trotzdem hat er von Golf an-
scheinend noch nicht genug: Als Tolmé un-
längst die mongolische Hauptstadt Ulan Ba-
tor erreichte, gönnte er sich einen Tag Spaß
und spielte eine Runde auf dem einzigen
regulären Golfplatz des Landes.

Weitere Informationen im Internet:
www.golfmongolia.com

2000 Kilometer bis Loch 14
Ein Amerikaner spielt einen Golfball quer durch die Mongolei
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POL I T IK
Berlin und Rom streiten über „Cap Anamur“
Die Affäre um das Flüchtlingsschiff „Cap Anamur“
droht zur Belastung für die Beziehungen zwischen
Deutschland und Italien zu werden. SEITEN 5 UND 8

Manila denkt über Irak-Abzug nach
Die philippinische Regierung wird möglicherweise ihre
43 Soldaten und acht Polizisten aus dem Irak ab-
ziehen, um das Leben eines dort verschleppten Philip-
piners zu retten. SEITE 7

WIR TSCHAFT
54 Millionen Dollar wegen Diskriminierung
Die amerikanische Investmentbank Morgan Stanley
hat eine Sammelklage wegen sexueller Diskriminie-
rung mit einer Zahlung von 54 Millionen Dollar außer-
gerichtlich beigelegt. SEITE 11

Kartellamt prüft Vattenfall-Preiserhöhung
Das Bundeskartellamt will dem Berliner Stromkonzern
nicht erlauben, die Netzentgelte stark anzuheben und
damit die Kunden zu belasten. SEITE 12

Ruf nach längeren Arbeitszeiten wird lauter
Wie Daimler-Chrysler und Siemens suchen auch
Volkswagen und Opel nach Möglichkeiten, ihre Be-
schäftigten zu Mehrarbeit zu bewegen. SEITE 16

FEU ILLETON
Flick-Geschichte wird erforscht
Die umstrittene Ausstellung der Friedrich Christian
Flick Collection in Berlin soll von einer Studie über die
Geschichte des Flick-Konzerns während der NS-Dikta-
tur begleitet werden. SEITE 27

WISSENSCHAFT
Neue Therapie gegen Rückenschmerzen
Das körpereigene, entzündungshemmende Protein
Orthokin, direkt an die betroffene Nervenwurzel ge-
spritzt, wirkt deutlich besser als Kortison. SEITE 31

SPOR T
Guus Hiddink hat gute Chancen
Erstmals in der Geschichte des Deutschen Fußball-
Bundes könnte ein Ausländer zum Bundestrainer
berufen werden. Der Niederländer Guus Hiddink ge-
hört zu den aussichtsreichsten Kandidaten. SEITE 26

AUS  ALLER  WELT
Tatjana Gsell legt Geständnis ab

Die Witwe des Schönheitschirurgen
Franz Gsell hat vor Gericht den ver-
suchten Versicherungsbetrug ge-
standen, bei dem ihr Mann zu Tode
kam. „Die Vorwürfe treffen im Großen
und Ganzen zu“, ließ Tatjana Gsell
(Foto) ihren Anwalt zum Prozess-
auftakt in Nürnberg erklären. SEITE 32

Den Deutschen genügt das kleine Glück
Die Deutschen kehren der Erlebnisgesellschaft den
Rücken. Freizeitforscher sehen einen Trend zum Wohl-
fühlen in den eigenen vier Wänden. SEITE 32

Immobilien SEITE 23
Medien und TV-Programm SEITE 30
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Anzeige

Brüssel – Der designierte EU-
Kommissionspräsident José Ma-
nuel Barroso (Foto) hat bei einer
Anhörung vor EU-Parlamenta-
riern sein Verhältnis zu den Ver-
einigten Staaten von Amerika in
markigen Worten formuliert: „Ich
bewundere die Dynamik der Ver-
einigten Staaten, aber ich verab-

scheue ihre Arroganz, und ich verabscheue ihren
Militarismus“, sagte er auf Fragen der Grünen. DW
Seite 5: Weiterer Bericht

Barroso: Ich verabscheue
den Militarismus der USA
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Seit Jahren verfolgen wir die Tour de France, doch
erst heute fällt uns auf, dass man dabei nicht nur das
Gelbe Trikot, sondern auch den Titel „aggressivster
Fahrer“ gewinnen kann. Ist so etwas überhaupt mo-
ralisch zu vertreten? In Karlsruhe steht der aggressi-
ve Autofahrer „Turbo-Wolf“ vor Gericht, aber bei
der Tour de France wird sogar belohnt, wer anderen
die Luft aus den Reifen lässt, Abführmittel in die
Trinkflasche mischt, Reißnägel auf die Straße streut
und die Konkurrenten von der Strecke schubst.

Kein Wunder, dass immer mehr Dopingfälle be-
kannt werden, die Fahrer lassen sich in künstlichen
Jähzorn versetzen, um den begehrten Titel zu gewin-
nen. Statt sportlicher stehen immer häufiger psycho-
logische Kriterien im Vordergrund. Bald wird man
den depressivsten, den essgestörtesten und natürlich
den persönlichkeitsgespaltensten Fahrer auszeich-
nen. Der bildet ganz allein eine Mannschaft und
fährt ständig Doppel- oder Dreifachsiege heraus.
Gleichzeitig kämpft man um das Blutrote Trikot des
„gewaltbereitesten Fahrers“. Von 185 Startern errei-
chen höchstens zehn das Ziel, die wenigsten mit zwei
Beinen. Die Tour darf nur noch nach 23.00 Uhr in
einer Hardcore-Fassung ausgestrahlt werden, unter
dem Titel „Das Fahrradketten-Massaker“.

Unerwarteter Erfolg bei Philips
Europas größter Unterhaltungs-
elektronikkonzern, Philips Electro-
nics, hat für das zweite Quartal
einen unerwartet hohen Umsatz
und Gewinn erzielt. SEITE 1312. 13.7.04

Philips Börse Amsterdam
Intradayhandel in Euro
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Das Urteil des Europäischen
Gerichtshofs zum Stabilitäts-
pakt ist peinlich für Hans Ei-
chel. Mit erheblichem Einsatz
hat der Bundesfinanzminister
gemeinsam mit seinem fran-
zösischen Kollegen Francis
Mer im vergangenen Jahr da-
für gesorgt, dass das Defizit-
verfahren gegen die beiden
größten Volkswirtschaften der
Euro-Zone ausgesetzt wurde.
Diese Intervention erweist
sich mit dem Urteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofs nun
als Pyrrhussieg.

Für die Anhänger einer
strengen Auslegung des Pak-
tes besteht dennoch wenig
Grund zum Jubeln. Denn der
Pakt, der unter politischer
Dauerkritik steht, ist damit
noch nicht gerettet, sondern
von den Richtern lediglich ins
Sauerstoffzelt befördert wor-
den. Das Gericht hat nur über
eine Verfahrensfrage ent-
schieden: Die Minister hätten
den Pakt eben nicht auf Eis
legen dürfen. 

Darüber hinaus gibt es wei-
terhin viele offene Fragen:
Was ist, wenn die Kommission
ein Defizitverfahren gegen
Haushaltssünder anstößt und
der Ministerrat dem Vorschlag
wiederholt nicht zustimmt?
Und wie viel Spielraum haben
die Finanzminister bei der In-
terpretation eines Paktes, der
an sich unmissverständlich
formuliert ist? Solange diese
Fragen nicht eindeutig ge-
klärt sind, beschränkt sich der
positive Effekt des Luxem-
burger Urteils darauf, dass die
Diskussion um den Stabili-
tätspakt nun wieder sehr le-
bendig wird. 

Gleichzeitig wirft die De-
batte ein trauriges Licht auf
ein Staatengebilde, das sich
gerade erst auf einen Verfas-
sungsentwurf geeinigt hat.
Das Vertragswerk des Stabili-
tätspakts, das die Grundlage
für den Euro darstellen sollte,
ist gedehnt, gebogen und ge-
brochen worden, so dass die
europäischen Institutionen
viel an Glaubwürdigkeit ein-
gebüßt haben. Daran ändert
auch das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs nichts.

Solange die nationalen Re-
gierungen Grundprinzipien
wie Transparenz und klare
Kompetenzverteilung so ekla-
tant missachten wie bisher,
wird es kein gemeinsames
wirtschafts- und finanzpoliti-
sches Fundament für den Eu-
ro geben. Und damit könnte
auch der bisher größte Erfolg
der europäischen Integration
eines Tages in Gefahr geraten:
der Euro selbst.

Unterm
Sauerstoffzelt

DER KOMMENTAR
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Luxemburg/Brüssel/Berlin – Der
Machtkampf um die Auslegung
des Euro-Stabilitätspaktes ist
höchstrichterlich zu Gunsten
der EU-Kommission entschie-
den: Der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) kippte gestern in
Luxemburg einen Beschluss der
EU-Finanzminister, der die
Strafverfahren gegen die Defi-
zitsünder Deutschland und
Frankreich ausgesetzt hatte.
Nach dem ersten Urteil zu dem
acht Jahre alten Regelwerk ga-
ben sich die Konfliktparteien

ausgesprochen versöhnlich.
Bundesfinanzminister Hans Ei-
chel nannte das Urteil sehr wei-
se. Der Finanzministerrat bot ei-
ne enge Zusammenarbeit an, um
den Richterspruch in die Praxis
umzusetzen. EU-Kommissions-
präsident Romano Prodi ver-
sprach, mit dem Rat Lösungen
finden zu wollen. 

Der Beschluss der Finanzmi-
nister vom November 2003 sei
mit EU-Recht unvereinbar, ur-
teilte das Gericht, gegen dessen
Spruch keine Rechtsmittel mehr

möglich sind. Der Rat durfte
sich nicht von den Vorschriften
des Paktes lösen, hieß es zur
Begründung.

Die Minister sind nun ge-
zwungen, einen neuen Beschluss
zu Deutschland und Frankreich
zu fällen. Wann dies sein wird,
ist derzeit offen. Eine zentrale
Rolle spielt dabei der derzeitige
Vorsitzende des Finanzminister-
rats, der niederländische Res-
sortchef Gerrit Zalm.

Ohne äußerliche Zeichen des
Triumphes begrüßte Kommissi-

onspräsident Prodi in Brüssel
die Entscheidung. Eichel erwar-
tet nach dem Urteil, dass das
Zusammenwirken von Kom-
mission und Rat gestärkt wird.
Der Rat sei nicht verpflichtet
gewesen, den Empfehlungen der
EU-Kommission zu folgen. „Die
Finanzminister sind und blei-
ben die Herren des Defizitver-
fahrens.“ Die Opposition in
Berlin nahm den Richterspruch
als Gelegenheit, Eichel massiv
zu attackieren. Für den FDP-
Vorsitzenden Guido Westerwel-

le ist Eichel nicht mehr tragbar.
Er sagte in Berlin, Eichel müsse
zurücktreten. Die Union nannte
das Urteil eine „schallende Ohr-
feige“ für Eichel. Fraktionsvize
Friedrich Merz (CDU) sagte, das
Urteil sei Signal für mehr Geld-
wertstabilität.

Frankreich reagierte gelassen
auf das Urteil. Die Haushalts-
politik der Regierung sei nicht
infrage gestellt, sagte ein Spre-
cher von Premierminister Jean-
Pierre Raffarin in Paris. DW
Seite 3: Weitere Beiträge

EU-Richter stärken den Stabilitätspakt
Europäische Kommission gewinnt Machtprobe gegen die Defizitsünder Deutschland und Frankreich

Paris/Augsburg – Einer der meist-
gesuchten mutmaßlichen Betrü-
ger Deutschlands ist gefasst:
Der ehemalige Verteidigungs-
Staatssekretär Holger Pfahls
wurde fünf Jahre nach seiner
Flucht am Dienstag in Paris vor
seiner Wohnung unweit des Eif-
felturms verhaftet. Das teilte die
Augsburger Staatsanwaltschaft
mit, die den ehemaligen CSU-
Politiker wegen Bestechlichkeit
und Steuerhinterziehung ange-
klagt hatte und weltweit hatte
suchen lassen. Pfahls soll als
Staatssekretär von dem Lobby-
isten Karlheinz Schreiber 1991
zwei Millionen Euro Schmier-
geld kassiert haben. Dafür habe
er die Lieferung von 36 Fuchs-
Spürpanzern aus Beständen der
Bundeswehr nach Saudi-Ara-
bien veranlasst. Der Leitende
Oberstaatsanwalt Nemetz er-
klärte, Pfahls’ Aufenthalt sei
von Zielfahndern des Bundes-
kriminalamtes und der französi-
schen Polizei ermittelt worden.
Er sei beim Verlassen seiner
Wohnung festgenommen wor-
den. Er habe sich nicht gewehrt
und zugegeben, der Gesuchte zu
sein. Der Augsburger Richter
Hofmeister sagte, die Festnah-
me sei „nach unseren intensiven
Fahndungsmaßnahmen er-
folgt“. DW
Seiten 4: Weiterer Beitrag Bilder aus besseren Tagen: Der damalige Staatssekretär Holger Pfahls vor seiner Flucht FOTO: DDP/BKA

Meistgesuchter
Deutscher gefasst – 

Holger Pfahls in Haft 

Berlin – Die deutsche Botschaft
in Algier hat dem terrorismus-
verdächtigen Algerier Sofiane
Yacine Fahas ein Visum für
Deutschland erteilt, obwohl
dieser im Schengen-Informati-
onssystem (SIS) gespeichert ist.
Nach Informationen der WELT
wurde bei der routinemäßigen
Regelanfrage durch die Bot-
schaft im November 2003 ein
Treffer im SIS angezeigt. Dieser
sei jedoch vorerst „unspezi-
fisch“ gewesen, heißt es in ei-
nem mit dem Fall befassten
Bundesministerium. Gleich-

wohl wurde Fahas, nach Rück-
sprache mit der zuständigen
Kieler Ausländerbehörde, die
zusätzliche Vorbehalte geltend
machte, am 23. November 2003
ein Visum erteilt. Fahas wird
seit 2002 auf einer Liste hoch-
rangiger Verdächtiger geführt,
denen Finanzierung und logis-
tische Unterstützung des Terro-
rismus vorgeworfen wird. Fa-
has’ Anwalt bestritt gegenüber
der WELT jegliche Verwicklung
seines Mandanten in terroristi-
sche Aktionen. hei
Seite 4: Weiterer Bericht

Außenamt erteilt Algerier
Visum trotz Warnhinweis

Berlin – Im unionsinternen
Streit über die Gesundheits-
politik geben sich alle Seiten
kompromisslos. Fraktionsvize-
chef Friedrich Merz beharrt auf
dem Modell einkommensunab-
hängiger Kopfpauschalen. Ein
Mischsystem, wie es die CSU
und auch der CDU-Landesvor-
sitzende von Nordrhein-West-
falen, Jürgen Rüttgers, befür-
worten, lehnt Merz kategorisch
ab. Zwischen beiden Positionen
kann es keinen Kompromiss ge-
ben, sagte er der WELT. Ein
Mischsystem, das auch einkom-

mensabhängige Komponenten
enthält, funktioniert nicht, sag-
te Merz. Auch dem Konzept,
das der Wirtschaftssachver-
ständige Bert Rürup im Auftrag
der Union erarbeitet hat, er-
teilte er eine Absage. Dabei kri-
tisierte Merz vor allem den von
Rürup vorgeschlagenen Zu-
schlag zur Einkommensteuer:
„Wir können nicht beliebig an
der Einkommensteuerschraube
drehen.“ CDU-Vize Jürgen
Rüttgers verteidigte seinen Vor-
schlag für ein Mischsystem. Da-
nach sollen entgegen dem

CDU-Parteitagsbeschluss die
Krankenkassenbeiträge doch
nicht vollständig von den Ein-
kommen abgekoppelt werden.
Die Finanzierung des Solidar-
ausgleichs allein über Steuern
sei nicht möglich, sagte Rütt-
gers. Bei einer Umfrage der Ini-
tiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft unter Wirtschaftsprofes-
soren schnitt das von der CDU
angestrebte Kopfpauschalen-
Modell deutlich besser ab als
die von Rot-Grün favorisierte
Bürgerversicherung. cw/dsi
Seite 2: Merz-Interview

Merz auf Konfrontationskurs zur CSU
CDU-Politiker fordert: Nicht immer an der Steuerschraube drehen


